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Mandanteninformation für Kapitalanlage & Versicherung 
1. Familien-Haftpflichtversicherung: Wie sind erwachsene Kinder abgesichert? 

Ob eine Familien-Haftpflichtversicherung auch für Schäden eintritt, die ein erwachsenes Kind 
verursacht hat, hängt oft davon ab, ob eine häusliche Gemeinschaft bestand oder nicht. Eine 
Meldebescheinigung allein muss dafür nicht ausreichen. 
Hintergrund 

Der Haftpflichtversicherer hatte den Anspruch des Familienmitglieds mit Hinweis auf die Versiche-
rungsbedingungen verneint. In denen stand, dass volljährige Kinder nur dann mitversichert sind, wenn 
sie mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebten. Zudem war laut den Bedingun-
gen Voraussetzung, dass eine mitversicherte Person dieselbe Meldeadresse hat wie der Versiche-
rungsnehmer. 

Eine häusliche Gemeinschaft besteht bei einem nicht ganz vorübergehenden Verhältnis der Wohnge-
meinschaft, das vor allem in einer einheitlichen Wirtschaftsführung zum Ausdruck kommt. 

Indizien hierfür sind insbesondere die gemeinsame Nutzung von zumindest Teilen des Hausrats und 
der Räume, die Gewährung von Kost und Logis oder finanzieller Mittel, die Dauer des gemeinsamen 
Wohnens und das Vorhandensein persönlicher Gegenstände in der Wohnung. 

Im vorliegenden Fall hatte der Kläger lediglich eine Meldebescheinigung vorgelegt, ohne näher darauf 
einzugehen, ob er in einer häuslichen Gemeinschaft mit seiner Mutter lebt. 

Entscheidung 

Das OLG entschied, dass allein eine Meldebescheinigung kein hinreichendes Indiz für das Bestehen 
einer häuslichen Gemeinschaft ist. 

Außerdem ergaben sich Zweifel an der Aussagekraft der vorgelegten Meldebescheinigung. Laut eine 
Meldebescheinigung vom 8.9.2020, war der Kläger seit dem 1.10.2018 mit einer eigenen Wohnung 
gemeldet. In der Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht hatte er dagegen angegeben, noch bei sei-
nen Eltern in einem eigenen Zimmer zu wohnen und dafür 300 EUR zu zahlen. 

Die Einstandspflicht der Versicherung für den Schaden könne auch nicht aus Aussagen einer Sachbe-
arbeiterin der Versicherung abgeleitet werden, die laut Angaben der Mutter (Versicherungsnehmerin) 
in einem Telefonat bestätigt haben soll, dass ein Versicherungsschutz für den Kläger bestehe. 

Die Versicherungsnehmerin habe aus dieser Auskunft nicht so verstehen können, dass die Sachbear-
beiterin ein in den Versicherungsbedingungen nicht vereinbartes, die beklagte Versicherung bindendes 
Anerkenntnis einer der Voraussetzungen der Leistungspflicht abgegeben hat und abgeben wollte. 

2. Grundrente: Anrechnung des Ehegatteneinkommens verfassungsgemäß 

Die Rentenversicherung verweigerte einer Frau den Grundrentenzuschlag, weil das Einkommen 
ihres Mannes zu hoch war. Das ist rechtmäßig, entschied das Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen. Eine Benachteiligung von Ehepaaren im Vergleich zu Unverheirateten sah das Ge-
richt nicht. 
Hintergrund 

Die beklagte Deutsche Rentenversicherung Bund bewilligte der Klägerin eine Altersrente. Einen 
Grundrentenzuschlag für langjährige Versicherung berücksichtigte sie nicht, weil das anzurechnende 
Einkommen des Ehemanns höher als der Zuschlag war. Die Klägerin rügte, dass die Einkommensan-
rechnung gegen das Grundgesetz verstoße. Verheiratete und unverheiratete Menschen würden un-
gleich behandelt und durch den Familienstand "verheiratet" benachteiligt, weil das Gesetz eine Ein-
kommensanrechnung bei unverheirateten Personen nicht vorsehe. Das SG wies die Klage durch Ge-
richtsbescheid ab. 

Entscheidung 

Die dagegen gerichtete Berufung hat das LSG nun zurückgewiesen. Die von der Beklagten angewand-
te gesetzliche Regelung sei nicht verfassungswidrig. Der Nachteil der Einkommensanrechnung werde 
bei Gesamtbetrachtung aller an die Ehe bzw. eingetragenen Lebenspartnerschaft anknüpfenden Re-
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gelungen sowohl in der gesetzlichen Rentenversicherung, als auch in anderen Regelungsbereichen im 
Ergebnis ausgeglichen. Dabei sei zudem zu berücksichtigen, dass das Ziel der Grundrente nach dem 
Willen des Gesetzgebers neben der Anerkennung der Lebensarbeitsleistung eine bessere finanzielle 
Versorgung von langjährig Versicherten sei. Dieses Ziel werde erreicht. Dem Grundrentenberechtigten 
verbleibe bei Einbeziehung des Einkommens des Ehegatten ein Einkommen oberhalb des Grundsi-
cherungsbedarfs. Er stehe besser da als jemand, der wenig oder gar nicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung verpflichtend versichert gearbeitet habe und entsprechend wenig oder gar nicht in diese 
eingezahlt habe. Das gelte zwar auch für jemanden, der in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
mit jemandem zusammenlebe, der entsprechende Einkünfte habe. Allerdings seien Ehepartner auf 
Grund der unterhaltsrechtlichen wechselseitigen Verpflichtung wirksamer als in einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft versorgt. 

3. Übermittlung von Informationen zu ausländischen Bankkonten verfassungsgemäß 

Die Speicherung und Verarbeitung von Informationen über Kontenstände bei ausländischen 
Banken verstoßen nicht gegen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 
Hintergrund 

Die Kläger führen gemeinsam ein Konto mit Depot in der Schweiz. 
Die Kontostände übermittelten die Schweizer Behörden dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) im 
Wege des automatischen Finanzkonten-Informationsaustauschs. 
Das BZSt speicherte und verarbeitete die Daten. 

Hiergegen wandten sich die Kläger mit einer Eingabe an das BMF, mit der sie die Löschung der von 
den Schweizer Behörden erhaltenen Auskünfte zu ihrem Vermögen begehrten. 

Hierauf antwortete das BZSt, dass die Übermittlung der Kontostände aufgrund einer internationalen 
Vereinbarung, welche in nationales Recht umgesetzt worden sei, erfolge. Entsprechende Regelungen 
enthalte auch das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz. 
Die Kläger beantragten gleichwohl erneut die Löschung der aus der Schweiz übermittelten Daten. Dies 
begründeten sie u. a. damit, dass die Offenlegung der Kontostände nicht der Besteuerung diene, da in 
Deutschland keine Vermögensteuer mehr erhoben werde. Die Verarbeitung und Speicherung der Da-
ten verstoße gegen das Recht auf informelle Selbstbestimmung, die allgemeine Handlungsfreiheit und 
den Gleichheitsgrundsatz. 

Diesen Antrag lehnte das BZSt mit Bescheid ab. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Nach Auffassung des FG ist der automatisierte Informationsaustausch 
verfassungsgemäß. 

Entscheidung 

Der BFH hat die eingelegte Revision als unbegründet abgewiesen. 
Den Klägern steht kein Anspruch auf Unterlassung der Verarbeitung und Löschung ihrer aus dem au-
tomatischen Finanzkonten-Informationsaustausch stammenden Daten zu. 
Die Verarbeitung dieser Daten durch das BZSt ist rechtmäßig, da sich dies aus dem FKAustG ergibt 
und mit der Schweiz ein Datenaustausch vereinbart ist. 
Den Klägern steht kein ihr Begehren tragender Anspruch nach der Datenschutz-Grundverordnung o-
der ein öffentlich-rechtlicher Unterlassungs- bzw. Folgenbeseitigungsanspruch zu. 
Ein Anspruch auf Löschung nach Art 17 DSGVO oder das Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DSG-
VO hat der BFH abgelehnt, ohne dies näher zu begründen. 
Ein öffentlich-rechtlicher Unterlassens- bzw. Folgenbeseitigungsanspruch zur Abwehr bzw. Beseiti-
gung einer Grundrechtsverletzung liege nicht vor, weil die Speicherung und Auswertung der Daten auf 
Grundlage des FKAustG nicht rechtswidrig ist. 

Auch verstößt der automatische Finanzkonten-Informationsaustausch nicht gegen Grundrechte der 
Kläger. Zwar löse dieser Informationsaustausch einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung der Kläger aus. Der Eingriff sei aber gerechtfertigt, u. a. weil er der Sicherung der Steuer-
ehrlichkeit und der Verhinderung von Steuerflucht diene. 
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4. Voraussetzung für die Option zum Teileinkünfteverfahren 

Wer an einer Kapitalgesellschaft in gewissem Umfang beteiligt ist, kann die Anwendung des 
Teileinkünfteverfahrens wählen, um sich einen anteiligen Werbungskosten-Abzug zu sichern. 
Die Tatbestandsmerkmale für die Optionsbesteuerung müssen nur im Antragsjahr (Erstjahr), 
nicht aber in den Folgejahren vorliegen. 
Hintergrund 
Die Kläger sind Eheleute und werden für die Streitjahre 2014 und 2015 zusammen zur Einkommens-
teuer veranlagt. 
Der Kläger war in den Vorjahren und in den Streitjahren zu 12,5 % an der X-GmbH beteiligt. 

Bis Ende 2011 war er Gesellschafter-Geschäftsführer der X-GmbH und nach Beendigung seiner Tätig-
keit als Geschäftsführer bis zum 31.3.2013 als Arbeitnehmer bei der X-GmbH angestellt. 

In den Streitjahren war der Kläger in unveränderter Höhe an der X-GmbH beteiligt, aber nicht mehr für 
diese tätig. 

Der Kläger erzielte aus der Beteiligung an der X-GmbH in den Streitjahren Gewinnausschüttungen 
(2014: rd. 100.000 EUR und 2015: rd. 71.000 EUR). 

Im Zusammenhang mit diesen Kapitalerträgen waren dem Kläger Aufwendungen im Streitjahr 2014 in 
Höhe von rd. 1.250 EUR und im Streitjahr 2015 von rd. 1.400 EUR entstanden. 

Der Kläger hatte in der Einkommensteuererklärung 2013 erstmals einen Antrag gem. § 32d Abs. 2 Nr. 
3 Satz 1 Buchst. b EStG gestellt und die Anwendung des Teileinkünfteverfahrens für die von der X-
GmbH bezogenen Dividenden und den anteiligen Abzug der Werbungskosten geltend gemacht. Dem 
ist das Finanzamt gefolgt. 

Das Finanzamt wandte dagegen in den Veranlagungsjahren 2014 und 2015 wiederum den gesonder-
ten Steuertarif an. Dies wurde damit begründet, dass die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für ei-
ne Antragstellung auch in jedem Folgejahr zu erfüllen seien. Dies sei in den Streitjahren mangels tat-
sächlicher Tätigkeit zugunsten der Gesellschaft im Streitfall nicht erfüllt. 

Die Klage hatte Erfolg. Nach Auffassung des FG werden die Tatbestandsvoraussetzungen für die An-
wendung des Optionsrechts zur tariflichen Besteuerung auch für die dem Antragsjahr folgenden 4 Ver-
anlagungsjahre fingiert. 

Entscheidung 

Der BFH hat sich der Auffassung des FG angeschlossen und die Revision als unbegründet zurückge-
wiesen. 

Der Kläger hat für den VZ 2013 das Wahlrecht gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 und Satz 4 EStG wirk-
sam ausgeübt. Er war mindestens zu 1 % an der X-GmbH unmittelbar beteiligt (hier: 12,5 %) und er 
hatte für diese in 2013 eine berufliche Tätigkeit ausgeübt. 

Der BFH betonte für die bis 2016 geltende Rechtslage nochmals, dass keine quantitative bzw. qualita-
tive Vorgabe für die berufliche Tätigkeit vorliegen müsse. 

Der wirksame Antrag im Erstjahr bewirkt auch eine Anwendbarkeit der Optionsregelung in den folgen-
den 4 Veranlagungsjahren, ohne dass die Antragsvoraussetzungen erneut zu belegen sind. 

Der Verzicht auf die Notwendigkeit des Beleges der Antragsvoraussetzungen bedeute für die Finanz-
verwaltung aber nicht, dass in den Folgejahren die Antragsvoraussetzungen zu unterstellen seien. Fie-
len die Antragsvoraussetzungen, z. B. infolge fehlender beruflicher Tätigkeit zu Gunsten der Gesell-
schaft innerhalb der Folgejahre weg, entfalle auch die Optionsmöglichkeit. Die Nachweiserleichterung 
ersetze nicht die Tatbestandsvoraussetzungen. 

Der BFH hat sich dieser einschränkenden Auffassung der Finanzverwaltung nicht angeschlossen. Sind 
im Erstjahr die Antragsvoraussetzungen erfüllt, sind diese – unabhängig von den tatsächlichen Ver-
hältnissen – auch in den folgenden 4 Veranlagungszeiträumen zu unterstellen. Bezug genommen wird 
auch auf die Gesetzesmaterialien zum JStG 2008. Danach gilt der Antrag grundsätzlich als für 5 Ver-
anlagungszeiträume gestellt. Dabei wird fingiert, dass die Voraussetzungen für eine Option während 
dieses gesamten Zeitraums erfüllt sind. Erst nach Ablauf von 5 Veranlagungszeiträumen sind ein er-
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neuter Antrag und eine Darlegung der Antragsvoraussetzungen erforderlich. Diese Regelung dient der 
Verfahrensvereinfachung sowohl für den Steuerpflichtigen als auch für die Finanzverwaltung. 


